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Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung fiir Schleswig - Holstein (GO), der §§ 1 Abs. 1, 2
Abs. 1 Satz 1, 6, 8, 9 und 9 a Kommunalabgabengesetz flr Schleswig - Holstein (KAG), der §§ 1 und 2
des Gesetzes zur Ausflihrung des Abwasserabgabengesetzes fir Schleswig - Holstein (AG-AbwAG) und
§ 16 der Abwassersatzung der Gemeinde Struvenhltten wird nach Beschlussfassung durch die
Gemeindevertretung vom 25.01.2022 folgende Satzung uber die Erhebung von Abgaben flr die
zentrale Abwasserbeseitigung der Gemeinde Struvenhutten (Beitrags- und GebUhrensatzung) erlassen:

Die folgende Textfassung berucksichtigt:
Die Satzung in ihrer Ursprungsfassung vom 26.01.2022, rickwirkend in Kraft getreten am 01.01.2022,

die 1. Nachtragssatzung vom 27.12.2023, in Kraft getreten am 01.01.2024:

I. Abschnitt

§ 1 - Allgemeines
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(1)

Die Gemeinde betreibt die Abwasserbeseitigung nach MalRgabe der Satzung Uber die
Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) als jeweils eine selbstandige 6ffentliche Einrichtung zur
zentralen

a) Schmutzwasserbeseitigung,
b) Niederschlagswasserbeseitigung.

(2)
Die Gemeinde erhebt nach MaRgabe dieser Satzung

a) Beitrage zur Deckung des Aufwandes fur die Herstellung der jeweiligen zentralen 6ffentlichen
Abwasserbeseitigungsanlage einschlielich der Kosten fur den ersten Grundstiicksanschluss
(Abwasserbeitrage),

b) Kostenerstattungen fir zusatzliche Grundsticksanschllisse (Aufwendungsersatz),

¢) Benutzungsgebihren fur die Inanspruchnahme der zentralen 6ffentlichen
Abwasserbeseitigungsanlagen (Abwassergebuihren).

(3)

Grundstlicksanschluss im Sinne des Absatzes 2 Buchst. a) und b) ist der Anschlusskanal von dem
StralBenkanal (Sammler), bis zur Grenze des zu entwassernden Grundstiicks, ohne Kontrollschacht und
Leitungen auf dem Grundstuck.

1l. Abschnitt Abwasserbeitrag

8§ 2 - Grundsatz
(1)

Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschisse, Abwassergeblhren oder auf andere
Weise gedeckt wird, fur die Herstellung der zentralen 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen
einschlieBlich des jeweils ersten Grundsticksanschlusses Abwasserbeitrage zur Abgeltung der durch
die Méglichkeit der Inanspruchnahme erwachsenden Vorteile.

(2)

Die Erhebung von Beitragen flr den Ausbau und Umbau zentraler 6ffentlicher
Abwasserbeseitigungsanlagen wird in einer besonderen Satzung geregelt.

§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht
(1)

Der Beitragspflicht unterliegen Grundstticke, die an eine zentrale 6ffentliche
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden kénnen und fir die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt
werden durfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung
Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder
gewerblichen Nutzung anstehen

(2)
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Wird ein Grundstlick an die zentrale 6ffentliche Abwasserbeseitigungsanlage tatsachlich
angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes
1 nicht erfallt sind.

(3)
Grundstlck im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstiick im blrgerlich-rechtlichen Sinne.

§ 4 - BeitragsmaRstab fur die Schmutzwasserbeseitigung

(1)

Der Abwasserbeitrag flr die Schmutzwasserbeseitigung wird als nutzungsbezogener Flachenbeitrag
erhoben.

(2)

Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstlicksflache mit einem vollgeschossbezogenen
Nutzungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen betragt:

a) Bei eingeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit: 1,00
b) Bei zweigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit: 1,25
c) Bei dreigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit: 1,50
d) Bei vier- und finfgeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit: 1,75

Bei sechs- und héhergeschossiger Bebauung oder
) o 2,00

Bebaubarkeit:
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist
eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, werden bei industriell
genutzten Grundstlicken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich oder
gewerblich genutzten Grundstiicken je angefangene 2,40 m H6he des Bauwerks als ein Vollgeschoss
gerechnet.

(3)
Als Grundstucksflache nach Abs. 2 gilt

a) bei Grundstlicken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flache, wenn fur das
Grundstick im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,

b) bei Grundstlicken, die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Flache im Bereich
des Bebauungsplanes, wenn fir diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,

c) bei Grundstlcken, fir die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtflache des Grundstuckes, hdchstens jedoch die
Flache, die durch eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB erfasst wird, ansonsten die Flache zwischen der
jeweiligen StralBengrenze und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen bei
Grundstlcken, die nicht an eine Stralle angrenzen oder nur durch einen zum Grundstiick gehérenden
Weg mit einer StraBBe verbunden sind, die im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen,

d) bei Grundstiicken, die Uber die sich nach den Buchstaben a) - c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut
oder gewerblich genutzt sind, die Flache zwischen der jeweiligen StralBengrenze bzw. im Falle von
Buchstabe c) der der StraBe zugewandten Grundstlicksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer
Tiefe verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht,

e) bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter
Bebauung festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) tatsachlich so genutzt werden (z.B. Schwimmbader und Festplatze - nicht aber Sportplatze und
Friedhofe), 75% der Grundstucksflache, bei Campingplatzen jedoch 100% der Grundsticksflache,

f) bei Grundstlcken, fur die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt
ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsachlich so
genutzt werden, die Grundflache der an die Abwasserbeseitigungsanlage anschlieBbaren
Baulichkeiten, geteilt durch die Grundflachenzahl GRZ (0,2). Die so ermittelte Flache wird diesen
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den
AuRenwanden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze
durch diese Zuordnung eine gleichmaBige Flachenergdnzung auf dem Grundstlick erfolgt,

g) bei bebauten Grundstiicken im AuBenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflache der an die
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Abwasserbeseitigungsanlage anschlieBbaren Baulichkeiten, geteilt durch die GRZ (0,2). Die so
ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im
gleichen Abstand von den AuBenwéanden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung
der Grundstlcksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmaBige Flachenerganzung auf dem
Grundstlick erfolgt,

h) bei Grundsticken im AuBenbereich (§ 35 BauGB), fur die durch Planfeststellung eine der baulichen
Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie), die Flache des Grundstlicks, auf die
sich die Planfeststellung bezieht.

(4)
Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,

b) bei Grundstlicken, fur die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse nicht festgesetzt, sondern
nur eine Baumassenzahl oder nur die Héhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die durch 3,5
geteilte hochstzulassige Baumassenzahl bzw. die durch 3,5 geteilte hochstzulassige Gebaudehdhe,
wobei Bruchzahlen Uber 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet werden. Bruchzahlen bis 0,5 finden keine
Berucksichtigung,

c) die Zahl der tatsachlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollgeschosse, wenn
aufgrund der tatsachlich vorhandenen Bebauung die Zahl der Vollgeschosse nach Buchst. a) oder die
Baumassenzahl bzw. die Gebaudehdhe nach Buchst. b) Uberschritten werden,

d) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse
noch die Baumassenzahl bzw. die Gebaudehdhe bestimmt sind,

aa) bei bebauten Grundsticken die Zahl der auf den Grundstticken tatsachlich vorhandenen
Vollgeschosse,

bb) bei bebauten Grundstiicken, deren Gebaude ausschlielich Geschosshéhen aufweisen, die die nach
landesrechtlichen Vorschriften geltende Mindesthéhe nicht erreichen, die Zahl von einem Vollgeschoss,
cc) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundsticken die Zahl der in der ndheren Umgebung
Uberwiegend vorhandenen Vollgeschosse,

dd) bei Grundstlcken, die mit einem Kirchengebaude bebaut sind, die Zahl von einem Vollgeschoss,

e) bei Grundstiicken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von
einem Vollgeschoss,

f) bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die auRerhalb von
Bebauungsplangebieten tatsachlich so genutzt werden (z.B. Sport-, Fest- und Campingplatze,
Schwimmbader, Friedhdfe) wird ein Vollgeschoss angesetzt,

g) bei Grundstiicken im AuBBenbereich (§ 35 BauGB), fur die durch Planfeststellungsbeschluss eine der
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird - bezogen auf die Flache nach Absatz 3
Buchst. h) - ein Vollgeschoss angesetzt.

(5)

Bei Grundsticken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 und § 7
Wohnungsbauerleichterungsgesetz (WoBauErIG) liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflachen die
Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen flur

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen Uber das zulassige Nutzungsmaf3
getroffen sind,

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmung Uber das zulassige
Nutzungsmal enthalt, wobei dann einheitlich die Grundflachenzahl von 0,4 gilt.

§ 5 - BeitragsmaRstab fur die Niederschlagswasserbeseitigung

(1)

Der Abwasserbeitrag fur die Niederschlagswasserbeseitigung wird als nutzungsbezogener
Flachenbeitrag erhoben.

(2)

Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flachenbeitrages wird die Grundstucksflache mit der
Grundflachenzahl vervielfacht.

(3)
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Die Grundstucksflache ist nach § 4 Abs. 3 zu ermitteln.
(4)
Als Grundflachenzahl nach Abs. 2 gelten

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte héchstzulassige Grundflachenzahl,

)soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan eine Grundflachenzahl nicht
bestimmt ist, die folgenden Werte:

Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete 0,2
Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausgebiete 0,4
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i.S. von § 11 BauNVO 0,8
Kerngebiete 1,0
c) fur Sport- und Festplatze sowie flr selbstandige Garagen- und Einstellplatzgrundsticke 1,0
)fi]r Gr_undst"iJcke im AuBBenbereich (§ 35 BauGB) sowie bei Friedhofsgrundstticken und 0.2
Schwimmbadern '
)fiJr Grundstlcke im AuRenbereich (§ 35 BauGB), bei denen durch Planfeststellung eine der 1,0

baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist

Die Gebietseinordnung gemaf Buchstabe b) richtet sich flr Grundsticke,

aa) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Festsetzung im Bebauungsplan,
bb) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), nach der
vorhandenen Bebauung in der naheren Umgebung.

(5)

Bei Grundstlicken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 und § 7 WoBauErIG liegen,
sind zur Ermittlung der Beitragsflachen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen
far

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen Uber das zulassige Nutzungsmaf’
getroffen sind,

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber das
zuldssige Nutzungsmald enthalt, wobei dann einheitlich die Grundflachenzahl von 0,4 gilt.

§ 6 Beitragssatz*

Die Beitragssatze fur die Herstellung der zentralen 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen
betragen bei der

a) Schmutzwasserbeseitigung 5,45 €
b) Niederschlagswasserbeseitigung 3,01 €

je gm beitragspflichtiger Flache.

*§ 6 ist am 27.12.2023 neu gefasst worden und am 01.01.2024 in Kraft getreten.

§ 7 - Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentimer des
Grundstulcks ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentimers
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen

Wohnungs- und Teileigentimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.
Miteigentimer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner.

§ 8 - Entstehung der Beitragspflicht
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(1)

Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen 6ffentlichen
Abwasserbeseitigungsanlage einschlieBlich des ersten Grundstlicksanschlusses.

(2)

Fir unbebaute Grundstiicke, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB)
oder des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) liegen, entsteht die Beitragspflicht
erst, wenn die Erfordernisse des Absatzes 1 erfullt sind und das Grundstuck mit anzuschlieBenden
Gebauden bebaut oder tatsachlich angeschlossen wird.

(3)

Im Falle des § 3 Abs.2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frihestens jedoch mit der
Genehmigung des Ausschlusses.

§ 9 - Vorauszahlungen

Auf Beitrage kdnnen angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der Ausfihrung der
MaBnahme begonnen wird. § 7 gilt entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung ist bei der Erhebung
des endglltigen Beitrags gegenuber dem Schuldner des endgultigen Beitrags zu verrechnen.

§ 10 - Veranlagung, Falligkeit

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des
Bescheides fallig. Das gleiche gilt fir die Erhebung einer Vorauszahlung.

I1l. Abschnitt Erstattung der Kosten zusatzlicher
Grundstucksanschlusse

§ 11 - Entstehung des Erstattungsanspruchs

Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstiickseigentimers flir ein Grundstlick einen weiteren
Grundstlcksanschluss oder fir eine von einem Grundstlck, fir das die Beitragspflicht bereits
entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstlck verselbstandigte Teilflache einen eigenen
Grundstlcksanschluss an die zentrale 6ffentliche Abwasserbeseitigungsanlage her (zusatzliche
Grundsticksanschlisse), so sind der Gemeinde die Aufwendungen fur die Herstellung solcher
zusatzlicher Grundstlcksanschlisse in der tatsachlich entstandenen Héhe zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. §§ 7 und 10 Satz 1
gelten entsprechend.

§ 11 a - Ablosung
Vor Entstehung der Beitrags-/Erstattungspflicht kann der Beitrags- und /oder Erstattungsanspruch im
Ganzen durch Vertrag zwischen Beitrags-/Erstattungspflichtigem und Gemeinde in Hohe des

voraussichtlich entstehenden Anspruchs abgeldst werden. Fur die Berechnung des Abldsebetrages
gelten die Bestimmungen dieser Satzung.

IV. Abschnitt Abwassergebihr
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8§ 12 - Grundsatz

Fur die Inanspruchnahme der zentralen 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen und fur die nach §
9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwassergebihren flur die
Grundsticke erhoben, die an diese 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind
oder in diese entwassern.

§ 13 - GebiihrenmafRstab
(1)

Die Abwassergebuhr wird nach der Abwassermenge bemessen, die in die 6ffentliche
Abwasserbeseitigungsanlage gelangt. Berechnungseinheit fur die GebUhr ist 1cbm Abwasser. Die
GebUhr betragt 1,70 € je com Abwasser.

(2)
Als in die 6ffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten

a) die dem Grundstlck aus 6ffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugefuhrte und
durch Wasserzahler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstick gewonnene und dem Grundstlck sonst zugefihrte Wassermenge,

c) die tatsachlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung.

(3)

Hat ein Wasserzahler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder Gberhaupt nicht angezeigt,
so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs
bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter Berlcksichtigung der begriindeten Angaben des
GebUhrenpflichtigen geschatzt.

(4)

Die Wassermenge nach Abs. 2 Buchstabe b) hat der GebUhrenpflichtige der Gemeinde flr den
abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei Monate
anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzahler nachzuweisen, die der GebUlhrenpflichtige auf seine Kosten
einbauen muss. Die Wasserzahler missen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn
die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis Uber die Wassermengen
prufbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schatzen, wenn diese auf
andere Weise nicht ermittelt werden kénnen.

(5)

Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt sind,
werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von zwei
Wochen bei der Gemeinde einzureichen.

Fir den Nachweis gilt Abs. 4 Satze 2 bis 4 sinngemaR. Die Gemeinde kann nach Anhdérung des
Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern.

Zuviel erhobene Gebuhren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

(6)

Wird in die Abwasseranlage stark verschmutztes Abwasser eingeleitet und biologisch gereinigt, so
werden zu dem Gebuhrensatz nach Abs. 1 Zuschlage erhoben, und zwar bei einer Verschmutzung des
Abwassers, gemessen am chemischen Sauerstoffbedarf der homogenisierten Probe

von 700 mg/Liter bis 1.000 mg/Liter 0,27 €
von 1.001 mg/Liter bis 1.300 mg/Liter 0,62 €
von 1.301 mg/Liter bis 1.600 mg/Liter 0,77 €
von 1.601 mg/Liter bis 1.900 mg/Liter 0,92 €
von 1.901 mg/Liter bis 2.200 mg/Liter 1,07 €
von 2.201 mg/Liter bis 2.500 mg/Liter 1,22 €
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Uber 2.500 mg/Liter 1,37 €

Die Probe wird in Form einer 24-Stunden-Mischprobe mengenproportional gezogen.

Der Verschmutzungszuschlag wird von der Gemeinde festgesetzt. Der GebuUhrenpflichtige kann einen
Nachweis des Verschmutzungsgrades durch ein amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten des
Gutachtens tragt der Gebuhrenpflichtige. Sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung
kommt, tragt die Gemeinde die Kosten.”

§ 14 - Gebuhrenpflichtige
(1)

GebUhrenpflichtig ist der Eigentimer des Grundstlicks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der
Wohnungs- oder Teileigentimer. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist der
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentimers gebuhrenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentimer
einer Eigentimergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstick
entfallenden Gebuhren. Miteigentimer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind
Gesamtschuldner.

(2)

Beim Wechsel des Gebiihrenpflichtigen geht die Gebiihrenpflicht mit Beginn des auf den Ubergang
folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Pflichtigen Gber. Wenn der bisherige
GebUhrenpflichtige die Mitteilung Gber den Wechsel (§19) versaumt, so haftet er fur die GebUhren, die

auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen
Pflichtigen.

§ 15 - Entstehung und Beendigung der Gebuhrenpflicht
Die Gebuhrenpflicht entsteht, sobald das Grundstlck an die zentrale 6ffentliche
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist und/oder der zentralen 6ffentlichen

Abwasserbeseitigungsanlage von dem Grundstick Abwasser zugefihrt wird. Sie erlischt, sobald der
Grundsticksanschluss beseitigt wird oder die ZufiUhrung von Abwasser endet.

§ 16 - Erhebungszeitraum

(1)

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2)
Soweit die GebUhr nach den durch Wasserzahler ermittelten Wassermengen erhoben wird (§ 13 Abs. 2,

Buchstabe a), gilt als Berechnungsgrundlage fir den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der
Ableseperiode, die jeweils dem 31.12. des Kalenderjahres vorausgeht.

§ 17 - Veranlagung und Falligkeit
(1)

Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebuhr sind vierteljahrlich

Abschlagszahlungen am 15.02.,15.05.,15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Hohe der
Abschlagszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt.

(2)

Entsteht die Gebuhrenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszahlung
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diejenige Abwassermenge zu Grunde gelegt, die dem tatsachlichen Wasserverbrauch des ersten
Monats entspricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der GebUhrenpflichtige der Gemeinde auf
deren Aufforderung unverziglich mitzuteilen. Kommt der Gebihrenpflichtige der Aufforderung nicht
nach, so kann die Gemeinde den Verbrauch schatzen.

(3)

Die Abwassergebuhr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des
Bescheides fallig. Das gleiche gilt fir die Erhebung der Abschlagszahlungen. Die GebUhr und die
Abschlagszahlung kénnen zusammen mit anderen Abgaben angefordert zu werden.

V. Abschnitt Schlusshestimmungen

§ 18 - Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht

Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die fir die Festsetzung und
Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhaltnisse am
Grundstuck ist der Gemeinde sowohl vom Verauf3erer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats
schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstlick Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben
beeinflussen (z.B. grundstlickseigene Brunnen, Wasserzuflihrungen, Wasser- oder
Abwassermessvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverziglich der Gemeinde schriftlich
anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht fir ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geandert
oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde durfen nach Mafligabe der Abgabenordnung
Grundstlcke betreten, um Bemessungsgrundlagen fir die Abgabenerhebung festzustellen oder zu
Uberprifen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermdglichen.

§ 19 - Datenverarbeitung

(1)

Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Veranlagung
nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und
grundstiicksbezogenen Daten, die aus der Prifung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis
28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt,
den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehorde, des ortlichen Bauamtes und des Katasteramtes
durch die Gemeinde zuléssig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Amtern und
Behorden Ubermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung
weiterverarbeiten.

(2)

Soweit die Gemeinde die 6ffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berechtigt, die im
Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden personenbezogenen und
grundstiicksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten fur Zwecke der Abgabenerhebung nach
dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

(3)

Soweit die Gemeinde sich bei der 6ffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder in der
Gemeinde die 6ffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt,
sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung
erforderlichen personenbezogenen und grundsticksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von
diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser
Satzung weiterzuverarbeiten.

(4)

Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von nach den
Absatzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den fir die
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Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu fUhren und diese Daten zum Zwecke
der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

§ 20 - Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 2 und 18 der Satzung sind
Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes

§ 21 - Inkrafttreten
Diese Abgabensatzung tritt rickwirkend zum 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig treten die

entsprechenden Vorschriften der Beitrags- und Geblhrensatzung vom 29.11.2001 in der Fassung der
3. Nachtragssatzung vom 15.12.2010 auler Kraft.

Seite 10 von 10



	Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbeseitigung der Gemeinde Struvenhütten (Beitrags- und Gebührensatzung)
	Inhaltsverzeichnis
	I. Abschnitt
	§ 1 - Allgemeines
	(1)
	(2)
	(3)

	II. Abschnitt Abwasserbeitrag
	§ 2 - Grundsatz
	(1)
	(2)
	§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht
	(1)
	(2)
	(3)
	§ 4 - Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 5 - Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 6 Beitragssatz*
	§ 7 - Beitragspflichtige
	§ 8 - Entstehung der Beitragspflicht
	(1)
	(2)
	(3)
	§ 9 - Vorauszahlungen
	§ 10 - Veranlagung, Fälligkeit

	III. Abschnitt Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse
	§ 11 - Entstehung des Erstattungsanspruchs
	§ 11 a – Ablösung

	IV. Abschnitt Abwassergebühr
	§ 12 - Grundsatz
	§ 13 - Gebührenmaßstab
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	(6)
	§ 14 - Gebührenpflichtige
	(1)
	(2)
	§ 15 - Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht
	§ 16 - Erhebungszeitraum
	(1)
	(2)
	§ 17 - Veranlagung und Fälligkeit
	(1)
	(2)
	(3)

	V. Abschnitt Schlussbestimmungen
	§ 18 - Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht
	§ 19 - Datenverarbeitung
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	§ 20 - Ordnungswidrigkeiten
	§ 21 - Inkrafttreten



